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3. wenn sein Wahlrecht im Einspruchsverfahren festgestellt wor­
den und die Feststellung erst nach Abschluß des Wählerver­
zeichnisses zur Kenntnis der Gemeindeverwaltung gelangt ist.

§22
Zuständigkeit für die Wahlscheinerteilung

Der Wahlschein wird von der Gemeindeverwaltung erteilt, in deren 
Wählerverzeichnis der Wahlberechtigte eingetragen ist oder hätte 
eingetragen werden müssen.

§23
Wahlscheinanträge

(1) Die Erteilung eines Wahlscheines kann schriftlich oder mündlich 
bei der Gemeindeverwaltung beantragt werden; eine fernmündliche 
Antragstellung ist unzulässig.

(2) Der Antragsteller muß den Grund für die Erteilung eines 
Wahlscheines glaubhaft machen.

(3) Wer den Antrag für einen anderen stellt, muß durch Vorlage 
einer schriftlichen Vollmacht nachweisen, daß er dazu berechtigt ist

(4) Wahlscheine können bis zum zweiten Tag vor der Wahl, 18.00 
Uhr, beantragt werden. In den Fällen des § 21 Absatz 2 können 
Wahlscheine noch bis zum Wahltag, 12.00 Uhr, beantragt werden.

§24
Erteilung von Wahlscheinen

(1) Wahlscheine dürfen nicht vor der Zulassung der Wahlvorschlä­
ge durch den Landes- und den Kreiswahlausschuß nach § 24 Absatz 5 
des Gesetzes erteilt werden.

(2) Der Wahlschein muß von dem mit der Erteilung beauftragten 
Bediensteten eigenhändig unterschrieben werden und mit Dienstsie­
gel versehen sein. Die Verwendung von Vordrucken, in die die 
Unterschrift eingedruckt ist, ist unzulässig.

(3) Ergibt sich aus dem Antrag nicht, daß der Wahlberechtigte vor 
einem Wahlvorstand wählen will, so sind dem Wahlschein beizufü­
gen:

1. ein amtlicher Stimmzettel des Wahlkreises,
2. ein amtlicher Wahlumschlag,
3. ein amtlicher Wahlbriefumschlag, auf dem die vollständige 

Anschrift, wohin der Wahlbrief zu übersenden ist, sowie die 
Bezeichnung der Gemeindeverwaltung, die den Wahlschein 
ausgestellt hat, und die Wahlscheinnummer angegeben sind, und

4. ein Merkblatt zur Briefwahl.
Der Wahlberechtigte kann diese Papiere nachträglich anfordern.

(4) An einen anderen als den Wahlberechtigten persönlich dürfen 
Wahlscheine und Briefwahlunterlagen nur im Fall einer plötzlichen 
Erkrankung ausgehändigt werden, wenn die Berechtigung zur Emp- 
fangsnahme durch Vorlage einer schriftlichen Vollmacht nachgewie­
sen wird und die Unterlagen dem Wahlberechtigten nicht mehr 
rechtzeitig durch die Post übersandt oder amtlich überbracht werden 
können.

(5) Holt der Wahlberechtigte persönlich den Wahlschein und die 
Briefwahlunterlagen bei der Gemeindeverwaltung ab, so soll ihm 
Gelegenheit gegeben werden, die Briefwahl an Ort und Stelle 
auszuüben. Es ist sicherzustellen, daß der Stimmzettel unbeobachtet 
gekennzeichnet und in den Wahlumschlag gelegt werden kann.

(6) Über die erteilten Wahlscheine führt die Gemeindeverwaltung 
ein Wahlscheinverzeichnis. Auf dem Wahlschein wird die Nummer 
eingetragen, unter der er im Wahlscheinverzeichnis vermerkt ist, 
sowie die Nummer, unter der der Wahlberechtigte im Wählerver­
zeichnis geführt wird. Bei nicht in das Wählerverzeichnis eingetrage­
nen Wahlberechtigten wird auf dem Wahlschein vermerkt, daß 
dessen Erteilung nach § 21 Absatz 2 erfolgt ist. Werden nach 
Abschluß des Wählerverzeichnisses noch Wahlscheine erteilt, so ist 
darüber ein besonderes Verzeichnis nach den Sätzen 1 bis 3 zu führen.

(7) Wird ein Wahlberechtigter, der bereits einen Wahlschein 
erhalten hat, im Wählerverzeichnis gestrichen, so ist der Wahlschein 
für ungültig zu erklären. Die Gemeindeverwaltung verständigt den 
Kreiswahlleiter, der alle Wahlvorstände des Wahlkreises über die 
Ungültigkeit des Wahlscheines unterrichtet Das Wahlscheinverzeich­
nis ist zu berichtigen.

(8) Die Gemeindeverwaltung übersendet dem Kreiswahlleiter das 
allgemeine Wahlscheinverzeichnis sofort nach Abschluß des Wähler­
verzeichnisses auf schnellstem Wege und eine Abschrift des besonde­
ren Wahlscheinverzeichnisses so rechtzeitig, daß sie spätestens am 
Wahltag vormittags bei dem Kreiswahlleiter eingeht.

(9) Verlorene Wahlscheine werden nicht ersetzt Versichert ein 
Wahlberechtigter glaubhaft, daß ihm der beantragte Wahlschein 
nicht zugegangen ist, kann ihm bis zum Tag vor der Wahl, 12.00 Uhr, 
ein neuer Wahlschein erteilt werden.

§25
Erteilung von Wahlscheinen an bestimmte Personengruppen

(1) Die Gemeindeverwaltung fordert spätestens am achten Tag vor 
der Wahl von den Leitungen der Einrichtungen des Gesundheits- und 
Sozialwesens und anderen Einrichtungen, einschließlich des Strafvoll­
zuges und der Untersuchungshaft, ein Verzeichnis der wahlberechtig­
ten Personen aus der Gemeinde, die sich in der Einrichtung befinden 
und am Wahltag in der Einrichtung wählen wollen. Sie erteilt diesen 
Wahlberechtigten Wahlscheine und übersendet sie der Leitung zur 
unverzüglichen Aushändigung.

(2) Die Gemeindeverwaltung veranlaßt die Leitung der Einrichtung 
spätestens am 13. Tag vor der Wahl
die wahlberechtigten Personen, die sich in der Einrichtung befinden 
und die in Wählerverzeichnissen anderer Gemeinden des gleichen 
Wahlkreises geführt werden, zu verständigen, daß sie in der Einrich­
tung nur wählen können, wenn sie sich von der Gemeindeverwaltung, 
in deren Wählerverzeichnis sie eingetragen sind, einen Wahlschein 
beschafft haben;
die wahlberechtigten Personen, die sich in der Einrichtung befinden 
und die in Wählerverzeichnissen von Gemeinden anderer Wahlkreise 
geführt werden, zu verständigen, daß sie ihr Wahlrecht nur durch 
Briefwahl in ihrem Heimatwahlkreis ausüben können und sich dafür 
von der Gemeindeverwaltung, in deren Wählerverzeichnis sie einge­
tragen sind, einen Wahlschein mit Briefwahlunterlagen beschaffen 
müssen.

(3) Die Gemeindeverwaltungen ersuchen spätestens am 13. Tag vor 
der Wahl die Truppenteile, die ihren Standort im Gemeindegebiet 
haben, die wahlberechtigten Soldaten entsprechend Absatz 2 zu 
verständigen.

§26
Vermerk im Wählerverzeichnis

Hat ein Wahlberechtigter einen Wahlschein erhalten, so wird im 
Wählerverzeichnis in der vorgesehenen Spalte der Vermerk „Wahl­
schein” oder „W” eingetragen.

§27
Einspruch gegen die Versagung des 

Wahlscheines und Beschwerde

Wird die Erteilung eines Wahlscheines versagt, so kann dagegen 
Einspruch eingelegt werden. § 18 Absatz 2 bis 5 gilt entsprechend.

§28
Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen

Nach dem Inkrafttreten des Gesetzes fordern die Kreis- und 
Landeswahlleiter durch öffentliche Bekanntmachung zur möglichst 
frühzeitigen Einreichung von Wahlvorschlägen auf und weisen auf die 
Wahlbeteiligungsanzeige bis zum 55. Tag vor der Wahl (§ 18 des 
Gesetzes) als Voraussetzung für die Einreichung von Wahlvorschlä­
gen hin. Sie geben bekannt, wo und bis zu welchem Zeitpunkt die


